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Textgegenüberstellung 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Aufnahme der Ärzte in den Vertrag und Auflösung des Vertragsverhältnis-
ses 

Aufnahme der Ärzte in den Vertrag und Auflösung des Vertragsverhältnis-
ses 

§ 343. (1) und (1a) § 343. (1) und (1a) 
(1b) Solange kein Einvernehmen über den Bedarf der Nachbesetzung einer 

frei werdenden Planstelle zwischen der zuständigen Ärztekammer und dem zu-
ständigen Träger der Krankenversicherung unter Berücksichtigung der Kriterien 
nach § 342 Abs. 1 Z 1 besteht, kann diese Planstelle nicht ausgeschrieben werden. 
Besteht nach Ablauf eines Jahres nach Beendigung eines Einzelvertrages immer 
noch kein Einvernehmen, so entscheidet die Landesschiedskommission (§ 345a) 
auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien über den Bedarf der Nachbesetzung 
unter Berücksichtigung der Kriterien nach § 342 Abs. 1 Z 1. Bis zur Rechtskraft 
der Entscheidung kann die Planstelle nicht ausgeschrieben werden. Der Stellen-
plan gilt ab Rechtskraft einer Entscheidung der Nicht-Nachbesetzung als ange-
passt. 

(1b) Solange kein Einvernehmen über den Bedarf der Nachbesetzung einer 
frei werdenden Planstelle zwischen der zuständigen Ärztekammer und dem zu-
ständigen Träger der Krankenversicherung unter Berücksichtigung der Kriterien 
nach § 342 Abs. 1 Z 1 besteht, kann diese Planstelle nicht ausgeschrieben wer-
den. Besteht nach Ablauf eines Jahres nach Beendigung eines Einzelvertrages 
immer noch kein Einvernehmen, so entscheidet die Landesschiedskommission 
(§ 345) auf Antrag einer der beiden Vertragsparteien über den Bedarf der Nach-
besetzung unter Berücksichtigung der Kriterien nach § 342 Abs. 1 Z 1. Bis zur 
Rechtskraft der Entscheidung kann die Planstelle nicht ausgeschrieben werden. 
Der Stellenplan gilt ab Rechtskraft einer Entscheidung der Nicht-Nachbesetzung 
als angepasst. 

(1c) bis (3) … (1c) bis (3) … 
(4) Das Vertragsverhältnis kann unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 2 

und 3 von beiden Teilen unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist 
zum Ende eines Kalendervierteljahres gekündigt werden. Der Krankenversiche-
rungsträger kann nur wegen wiederholter nicht unerheblicher oder wegen 
schwerwiegender Vertrags- oder Berufspflichtverletzungen unter Angabe der 
Gründe schriftlich kündigen. Der gekündigte Arzt/die gekündigte Ärztin oder die 
gekündigte Vertrags-Gruppenpraxis kann innerhalb von zwei Wochen die Kündi-
gung bei der Landesschiedskommission mit Einspruch anfechten. Die Landes-
schiedskommission hat innerhalb von sechs Monaten nach Einlangen des Ein-
spruches über diesen zu entscheiden. Der Einspruch hat bis zum Tag der Ent-
scheidung der Landesschiedskommission aufschiebende Wirkung. Eine Vertrags-
Gruppenpraxis kann die Kündigung des Einzelvertrages abwenden, wenn sie 
innerhalb von acht Wochen ab Rechtskraft der Kündigung jenen Gesellschaf-
ter/jene Gesellschafterin, der/die ausschließlich den jeweiligen Kündigungsgrund 

(4) Das Vertragsverhältnis kann unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 2 
und 3 von beiden Teilen unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist 
zum Ende eines Kalendervierteljahres gekündigt werden. Der Krankenversiche-
rungsträger kann nur wegen wiederholter nicht unerheblicher oder wegen 
schwerwiegender Vertrags- oder Berufspflichtverletzungen unter Angabe der 
Gründe schriftlich kündigen. Der gekündigte Arzt/die gekündigte Ärztin oder die 
gekündigte Vertrags-Gruppenpraxis kann innerhalb von zwei Wochen die Kün-
digung bei der Landesschiedskommission mit Einspruch anfechten. Die Landes-
schiedskommission hat innerhalb von sechs Monaten nach Einlangen des Ein-
spruches über diesen zu entscheiden. Der Einspruch hat bis zum Tag der Ent-
scheidung der Landesschiedskommission aufschiebende Wirkung. Eine Ver-
trags-Gruppenpraxis kann die Kündigung des Einzelvertrages abwenden, wenn 
sie innerhalb von acht Wochen ab Rechtskraft der Kündigung jenen Gesellschaf-
ter/jene Gesellschafterin, der/die ausschließlich den jeweiligen Kündigungsgrund 
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gesetzt hat, aus der Vertrags-Gruppenpraxis ausschließt. Eine vom gekündigten 
Arzt/von der gekündigten Ärztin (von der gekündigten Gruppenpraxis) einge-
brachte Berufung an die Bundesschiedskommission hat ohne Zustimmung des 
Krankenversicherungsträgers keine aufschiebende Wirkung. 

gesetzt hat, aus der Vertrags-Gruppenpraxis ausschließt. Eine vom gekündigten 
Arzt/von der gekündigten Ärztin (von der gekündigten Gruppenpraxis) einge-
brachte Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht hat ohne Zustimmung des 
Krankenversicherungsträgers keine aufschiebende Wirkung. 

Zahnärzte/Zahnärztinnen Zahnärzte/Zahnärztinnen 
§ 343d. (1) … § 343d. (1) … 
(2) Die Bestimmungen des 3. Unterabschnittes des Abschnittes II des Sechs-

ten Teiles sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
(2) Die Bestimmungen des 3. Unterabschnittes des Abschnittes II des Sechs-

ten Teiles sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
 1. in den Verfahren nach den §§ 344 Abs. 2 und 345a zwei Beisit-

zer/Beisitzerinnen durch die zuständige Landeszahnärztekammer bestellt 
werden, 

 1. in den Verfahren nach den §§ 344 Abs. 2 und 345 zwei Beisit-
zer/Beisitzerinnen durch die zuständige Landeszahnärztekammer bestellt 
werden, 

 2. im Verfahren nach § 345 Abs. 1 zwei Beisitzer/Beisitzerinnen auf Vor-
schlag der Österreichischen Zahnärztekammer bestellt werden, 

 2. die Kanzleigeschäfte der in den §§ 344 und 345 vorgesehenen Kommis-
sionen kalenderjährlich abwechselnd von den Landeszahnärztekammern 
und den Gebietskrankenkassen jener Länder zu führen sind, in denen die 
betreffende Kommission eingerichtet ist oder im Einzelfall einzurichten 
ist. 

wobei jeweils Angehörige und Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen jener Landes-
zahnärztekammer nach dem Zahnärztekammergesetz, BGBl. I Nr. 154/2005, die 
dem Gesamtvertrag unterliegt, auf dem der streitgegenständliche Einzelvertrag 
beruht, nicht Beisitzer/Beisitzerin sein dürfen; 

 

 3. die Kanzleigeschäfte der in den §§ 344 und 345a vorgesehenen Kommis-
sionen kalenderjährlich abwechselnd von den Landeszahnärztekammern 
und den Gebietskrankenkassen jener Länder zu führen sind, in denen die 
betreffende Kommission eingerichtet ist oder im Einzelfall einzurichten 
ist. 

 

Paritätische Schiedskommission Paritätische Schiedskommission 
§ 344. (1) und (2) … § 344. (1) und (2) … 
(3) Die paritätische Schiedskommission ist verpflichtet, über einen Antrag 

ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach dessen Einlangen, 
mit Bescheid zu entscheiden. Wird der Bescheid dem Antragsteller innerhalb 
dieser Frist nicht zugestellt, geht auf schriftliches Verlangen einer der Parteien die 
Zuständigkeit zur Entscheidung an die Landesberufungskommission über. Ein 
solches Verlangen ist unmittelbar bei der Landesberufungskommission einzubrin-
gen. Das Verlangen ist abzuweisen, wenn die Verzögerung nicht ausschließlich 
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auf ein Verschulden der Behörde (§ 73 AVG) zurückzuführen ist. 

(4) Gegen einen Bescheid der paritätischen Schiedskommission kann Beru-
fung an die Landesberufungskommission erhoben werden. 

 

Landesberufungskommission Landesschiedskommission 
§ 345. (1) Für jedes Land ist auf Dauer eine Landesberufungskommission zu 

errichten. Diese besteht aus einem Richter als Vorsitzendem und vier Beisitzern. 
Der Vorsitzende ist vom Bundesminister für Justiz zu bestellen; der Vorsitzende 
muss ein Richter sein, der im Zeitpunkt seiner Bestellung bei einem Gerichtshof 
in Arbeits- und Sozialrechtssachen tätig ist. Je zwei Beisitzer sind vom Bundes-
minister für Justiz auf Vorschlag der Österreichischen Ärztekammer und des 
Hauptverbandes zu bestellen. Versicherungsvertreter(innen) und Arbeitneh-
mer(innen) jenes Versicherungsträgers sowie Angehörige und Arbeitneh-
mer(innen) jener Ärztekammer, die Vertragsparteien des Gesamtvertrages sind, 
auf dem der streitgegenständliche Einzelvertrag beruht, dürfen im jeweiligen 
Verfahren nicht Beisitzer(in) sein; das Gleiche gilt für Personen, die bei der Erar-
beitung der Richtline nach § 347 Abs. 4a mitgewirkt haben, wenn in einem Ver-
fahren die Richtline anzuwenden ist. 

§ 345. (1) Für jedes Land ist auf Dauer eine Landesschiedskommission zu 
errichten. Diese besteht aus einem Richter/einer Richterin des Ruhestandes als 
Vorsitzenden und vier Beisitzern/Beisitzerinnen. Der/Die Vorsitzende soll durch 
längere Zeit hindurch in Arbeits- und Sozialrechtssachen tätig gewesen sein. 
Er/Sie ist vom Bundesminister für Justiz jeweils auf fünf Jahre zu bestellen. Je 
zwei Beisitzer/Beisitzerinnen werden im Einzelfall von der zuständigen Ärzte-
kammer und dem Hauptverband entsendet. 

(2) Die Landesberufungskommission ist zuständig: (2) Die Landesschiedskommission ist zuständig: 
 1. zur Entscheidung über Berufungen gegen Bescheide der paritätischen 

Schiedskommission und 
 1. zur Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den Par-

teien eines Gesamtvertrages über die Auslegung oder die Anwendung 
eines bestehenden Gesamtvertrages; 

 2. zur Entscheidung auf Grund von Devolutionsanträgen gemäß § 344 
Abs. 3. 

 2. zur Entscheidung über die Wirksamkeit einer Kündigung gemäß § 343 
Abs. 4; 

 (3) § 346 Abs. 3 bis  7 gelten sinngemäß auch für die Landesberufungskom-
mission und deren Mitglieder. 

 3. zur Entscheidung bei Anträgen nach § 343 Abs. 1b. 

Landesschiedskommission  
§ 345a. (1) Für jedes Land ist auf Dauer eine Landesschiedskommission zu 

errichten. Diese besteht aus einem Richter des Ruhestandes als Vorsitzenden und 
vier Beisitzern. Der Vorsitzende soll durch längere Zeit hindurch in Arbeits- und 
Sozialrechtssachen tätig gewesen sein. Er ist vom Bundesminister für Justiz je-
weils auf fünf Jahre zu bestellen. Je zwei Beisitzer werden im Einzelfall von der 
zuständigen Ärztekammer und dem Hauptverband entsendet. 

 

(2) Die Landesschiedskommission ist zuständig:  
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 1. zur Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten zwischen den Par-

teien eines Gesamtvertrages über die Auslegung oder die Anwendung ei-
nes bestehenden Gesamtvertrages; 

 

 2. zur Entscheidung über die Wirksamkeit einer Kündigung gemäß § 343 
Abs. 4; 

 

 3. zur Entscheidung bei Anträgen nach § 343 Abs. 1a.  
(3) Gegen die Entscheidungen der Landesschiedskommission kann Berufung 

an die Bundesschiedskommission erhoben werden. 
 

Bundesschiedskommission Bundesschiedskommission 
§ 346. (1) Zur Entscheidung über Berufungen, die gemäß § 345a Abs. 3 er-

hoben werden, ist eine Bundesschiedskommission zu errichten. 
§ 346. (1) Zur Entscheidung über Angelegenheiten nach § 348 Abs. 1 ist ei-

ne Bundesschiedskommission zu errichten. 
(2) Die Bundesschiedskommission besteht aus einem aktiven Richter des 

Obersten Gerichtshofes als Vorsitzenden und aus sechs Beisitzern. Der Vorsit-
zende und zwei Beisitzer, die gleichfalls dem Dienststand angehörende Richter 
des Obersten Gerichtshofes sein müssen, werden vom Bundesminister für Justiz 
bestellt. Je zwei Beisitzer werden von der Österreichischen Ärztekammer und 
dem Hauptverband entsendet. 

(2) Die Bundesschiedskommission besteht aus einem/einer aktiven Rich-
ter/Richterin des Obersten Gerichtshofes als Vorsitzenden/Vorsitzende und aus 
vier Beisitzern/Beisitzerinnen. Der/Die Vorsitzende wird vom Bundesminister 
für Justiz bestellt. Je zwei Beisitzer/Beisitzerinnen werden von der Österreichi-
schen Ärztekammer und dem Hauptverband entsendet. 

(3) Die Mitglieder der Bundesschiedskommission und ihre Stellvertreter 
werden vom Bundesminister für Justiz für eine Amtsdauer von fünf Jahren beru-
fen. Sie haben bei Ablauf dieser Amtsdauer ihr Amt bis zu dessen Wiederbeset-
zung auszuüben. Neuerliche Berufungen sind zulässig. 

(3) Die Mitglieder der Bundesschiedskommission und ihre Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen werden vom Bundesminister für Justiz für eine Amtsdauer 
von fünf Jahren berufen. Sie haben bei Ablauf dieser Amtsdauer ihr Amt bis zu 
dessen Wiederbesetzung auszuüben. Neuerliche Berufungen sind zulässig. 

(4) Der Bundesminister für Justiz hat ein Mitglied der Bundesschiedskom-
mission oder einen Stellvertreter seines Amtes zu entheben, wenn sich ergibt, daß 

(4) Der Bundesminister für Justiz hat ein Mitglied der Bundesschiedskom-
mission oder einen Stellvertreter/eine Stellvertreterin seines/ihres Amtes zu ent-
heben, wenn sich ergibt, dass 

 1. bei einem Mitglied (Stellvertreter) aus dem Richterstand die Vorausset-
zungen für seine Berufung nicht gegeben waren; 

 1. beim/bei der Vorsitzenden die Voraussetzungen für seine/ihre Berufung 
nicht gegeben waren; 

 2. sich das Mitglied (der Stellvertreter) einer groben Verletzung oder dau-
ernden Vernachlässigung seiner Amtspflichten schuldig gemacht hat; 

 2. sich das Mitglied (der Stellvertreter/die Stellvertreterin) einer groben 
Verletzung oder dauernden Vernachlässigung seiner/ihrer Amtspflichten 
schuldig gemacht hat; 

 3. bei einem Mitglied (Stellvertreter), das (der) von der Österreichischen 
Ärztekammer oder dem Hauptverband entsendet wurde, ein wichtiger 
persönlicher Grund zur Enthebung vorliegt, und die Österreichische Ärz-
tekammer oder der Hauptverband seine Enthebung unter Berufung darauf 

 3. bei einem Mitglied (einem Stellvertreter/einer Stellvertreterin), das 
(der/die) von der Österreichischen Ärztekammer oder dem Hauptver-
band entsendet wurde, ein wichtiger persönlicher Grund zur Enthebung 
vorliegt, und die Österreichische Ärztekammer oder der Hauptverband 
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beantragt; seine/ihre Enthebung unter Berufung darauf beantragt; 

 4. das Mitglied (der Stellvertreter) seine Berufstätigkeit durch Übertritt in 
den Ruhestand beendet oder selbst um seine Amtsenthebung ersucht. 

 4. das Mitglied (der Stellvertreter/die Stellvertreterin) seine/ihre Berufstä-
tigkeit durch Übertritt in den Ruhestand beendet oder selbst um sei-
ne/ihre Amtsenthebung ersucht. 

Wird ein Mitglied enthoben, ist sein Stellvertreter für die Dauer eines laufenden 
Verfahrens heranzuziehen, bis ein neues Mitglied durch die hiezu befugte Stelle 
bestellt (entsendet) und berufen wird. 

Wird ein Mitglied enthoben, ist sein/ihr Stellvertreter für die Dauer eines laufen-
den Verfahrens heranzuziehen, bis ein neues Mitglied durch die dazu befugte 
Stelle bestellt (entsendet) und berufen wird. 

(5) Wird ein Mitglied (Stellvertreter) seines Amtes enthoben, so hat die hie-
zu befugte Stelle innerhalb von drei Monaten ein neues Mitglied (Stellvertreter) 
zu bestellen (entsenden). Die Amtsdauer solcher Mitglieder (Stellvertreter) endet 
mit dem Ablauf der jeweils laufenden fünfjährigen Amtsdauer. Für die weitere 
Ausübung des Amtes durch solche Mitglieder (Stellvertreter) oder ihre Wiederbe-
stellung gilt Abs. 3 sinngemäß. Verabsäumt es die Österreichische Ärztekammer 
binnen drei Monaten ein neues Mitglied (Stellvertreter) zu entsenden, so hat über 
Antrag des Hauptverbandes der Bundesminister für Justiz einen Richter (Abs. 2) 
als Ersatz für das seines Amtes enthobene Mitglied zu bestellen. Verabsäumt es 
der Hauptverband binnen drei Monaten ein neues Mitglied (Stellvertreter) zu 
entsenden, so ist die Österreichische Ärztekammer berechtigt, einen derartigen 
Antrag zu stellen. Die Amtsdauer eines solcherart bestellten Mitgliedes (Stellver-
treters) endet, sobald die hiezu befugte Stelle die Entsendung nachholt. 

(5) Wird ein Mitglied (Stellvertreter/Stellvertreterin) seines/ihres Amtes 
enthoben, so hat die dazu befugte Stelle innerhalb von drei Monaten ein neues 
Mitglied (Stellvertreter/Stellvertreterin) zu bestellen (entsenden). Die Amtsdauer 
solcher Mitglieder (Stellvertreter/Stellvertreterinnen) endet mit dem Ablauf der 
jeweils laufenden fünfjährigen Amtsdauer. Für die weitere Ausübung des Amtes 
durch solche Mitglieder (Stellvertreter/Stellvertreterinnen) oder ihre Wiederbe-
stellung gilt Abs. 3 sinngemäß. Verabsäumt es die Österreichische Ärztekammer 
binnen drei Monaten ein neues Mitglied (Stellvertreter/Stellvertreterin) zu ent-
senden, so hat über Antrag des Hauptverbandes der Bundesminister für Justiz 
einen Richter/eine Richterin (Abs. 2) als Ersatz für das seines Amtes enthobene 
Mitglied zu bestellen. Verabsäumt es der Hauptverband binnen drei Monaten ein 
neues Mitglied (Stellvertreter/Stellvertreterin) zu entsenden, so ist die Österrei-
chische Ärztekammer berechtigt, einen derartigen Antrag zu stellen. Die Amts-
dauer eines solcherart bestellten Mitgliedes (Stellvertreters/Stellvertreterin) en-
det, sobald die dazu befugte Stelle die Entsendung nachholt. 

(6) Die Mitglieder der Bundesschiedskommission sind in Ausübung ihres 
Amtes unabhängig und an keine Weisungen gebunden. Der Bundesminister für 
Gesundheit hat das Recht, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung zu 
unterrichten. 

(6) Die Mitglieder der Bundesschiedskommission sind in Ausübung ihres 
Amtes unabhängig und an keine Weisungen gebunden. Der Bundesminister für 
Gesundheit hat das Recht, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung zu 
unterrichten. 

(7) Entscheidungen der Bundesschiedskommission unterliegen weder der 
Aufhebung noch der Abänderung im Verwaltungswege. 

 

Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen 
§ 347. (1) Für die Vorsitzenden der in den §§ 344, 345, 345a und 346 ge-

nannten Kommissionen ist je ein Stellvertreter, für die Mitglieder dieser Kommis-
sionen sind je zwei Stellvertreter von den gleichen Organen und auf die gleiche 
Weise zu bestellen wie jene. Als Mitglieder der Kommissionen können auch 
Funktionäre und Arbeitnehmer der jeweiligen gesetzlichen Interessenvertretungen 

§ 347. (1) Für die Vorsitzenden der in den §§ 344 bis 346 genannten Kom-
missionen ist je ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin, für die Mitglieder dieser 
Kommissionen sind je zwei Stellvertreter/Stellvertreterinnen von den gleichen 
Organen und auf die gleiche Weise zu bestellen wie jene. Als Mitglieder der 
Kommissionen können auch Funktionäre und Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen 
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bestellt (entsendet) werden. der jeweiligen gesetzlichen Interessenvertretungen bestellt (entsendet) werden. 

(2) Die in den Kommissionen nach den §§ 344, 345, 345a und 346 tätigen 
Richter des Dienststandes und des Ruhestandes erhalten eine Entschädigung, 
deren Höhe vom Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Gesundheit nach Anhörung der Österreichischen Ärztekammer und des 
Hauptverbandes festgesetzt wird. Die übrigen Mitglieder dieser Kommissionen 
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Diese Regelung gilt sinngemäß auch für die 
Stellvertreter/innen der Mitglieder der Kommissionen nach den §§ 344, 345, 345a 
und 346, falls sie in dieser Funktion tätig werden. 

(2) Die in den Kommissionen nach den §§ 344 bis 346 tätigen Rich-
ter/Richterinnen des Dienststandes und des Ruhestandes erhalten eine Entschädi-
gung, deren Höhe vom Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheit nach Anhörung der Österreichischen Ärztekam-
mer und des Hauptverbandes festgesetzt wird. Die übrigen Mitglieder dieser 
Kommissionen üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Diese Regelung gilt sinn-
gemäß auch für die Stellvertreter/Stellvertreterinnen der Mitglieder der Kommis-
sionen nach den §§ 344 bis 346, falls sie in dieser Funktion tätig werden. 

(3) Die Gerichte, Verwaltungsbehörden, Versicherungsträger (der Hauptver-
band), wie auch die Österreichische Ärztekammer und die Ärztekammern in den 
Bundesländern sind an die innerhalb der Grenzen der Zuständigkeit gefällten 
Entscheidungen und Beschlüsse der in den §§ 344, 345, 345a und 346 vorgesehe-
nen Kommissionen gebunden. 

(3) Die Gerichte, Verwaltungsbehörden, Versicherungsträger (der Haupt-
verband), wie auch die Österreichische Ärztekammer und die Ärztekammern in 
den Bundesländern sind an die innerhalb der Grenzen der Zuständigkeit gefällten 
Entscheidungen und Beschlüsse der in den §§ 344 bis 346 vorgesehenen Kom-
missionen gebunden. 

(4) Die in den §§ 344, 345, 345a und 346 vorgesehenen Kommissionen ha-
ben auf das Verfahren das AVG anzuwenden, soferne dieses Bundesgesetz nichts 
anderes anordnet. Sie fassen ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit; eine Stimm-
enthaltung ist nicht zulässig. Im übrigen sind die Geschäftsordnungen dieser 
Kommissionen vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales nach Anhörung 
der Österreichischen Ärztekammer und des Hauptverbandes durch Verordnung zu 
regeln. 

(4) Die in den §§ 344 bis 346 vorgesehenen Kommissionen fassen ihre Be-
schlüsse mit Stimmenmehrheit; eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Im Üb-
rigen sind die Geschäftsordnungen dieser Kommissionen vom Bundesminister 
für Gesundheit nach Anhörung der Österreichischen Ärztekammer und des 
Hauptverbandes durch Verordnung zu regeln. 

(4a) Die Österreichische Ärztekammer und der Hauptverband legen gemein-
sam fest, nach welchen Methoden der medizinischen und statistischen Wissen-
schaften Parameter ermittelt werden, welche vor den Kommissionen nach den 
§§ 344, 345, 345a und 346 zur Beurteilung der Einhaltung von Vertragspflichten, 
insbesondere jene des § 133 Abs. 2, zu berücksichtigen sind. Ebenso sind die 
Parameter festzulegen. 

 

(5) Die Verhandlungen sind mündlich und öffentlich. § 67e AVG ist sinn-
gemäß anzuwenden. 

(5) Die Österreichische Ärztekammer und der Hauptverband legen gemein-
sam fest, nach welchen Methoden der medizinischen und statistischen Wissen-
schaften Parameter ermittelt werden, welche vor den Kommissionen nach den 
§§ 344 bis 346 zur Beurteilung der Einhaltung von Vertragspflichten, insbeson-
dere jene des § 133 Abs. 2, zu berücksichtigen sind. Ebenso sind die Parameter 
festzulegen. Die Richtlinie ist im übertragenen Wirkungsbereich im Einverneh-
men zu erlassen; bei der Erlassung unterliegen die Österreichische Ärztekammer 
und der Hauptverband den Weisungen des Bundesministers für Gesundheit. Die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Richtlinie ist im Internet unter www.avsv.at zu verlautbaren. 

(6) Die Verhandlungen der Landesberufungskommission (§ 345) und der 
Landesschiedskommission (§ 345a) sind am Sitz des Landesgerichtes der jeweili-
gen Landeshauptstadt, im Land Vorarlberg am Sitz des Landesgerichtes Feld-
kirch, und die Verhandlungen der Bundesschiedskommission (§ 346) am Sitz des 
Obersten Gerichtshofes durchzuführen. Im übrigen bleibt § 40 Abs. 1 AVG unbe-
rührt. Die Kanzleigeschäfte der in den §§ 344, 345 und 345a vorgesehenen 
Kommissionen sind kalenderjährlich abwechselnd von den Ärztekammern und 
den Gebietskrankenkassen jener Länder zu führen, in denen die betreffende 
Kommission eingerichtet oder im Einzelfall einzurichten ist. Die Kanzleigeschäf-
te der Bundesschiedskommission (§ 346) sind kalenderjährlich abwechselnd von 
der Österreichischen Ärztekammer und vom Hauptverband zu führen. 

(6) Die Verhandlungen der Landesschiedskommission (§ 345) sind am Sitz 
des Landesgerichts der jeweiligen Landeshauptstadt, im Land Vorarlberg am Sitz 
des Landesgerichts Feldkirch, und die Verhandlungen der Bundesschiedskom-
mission (§ 346) am Sitz des Obersten Gerichtshofes durchzuführen. Im Übrigen 
bleibt § 40 Abs. 1 AVG unberührt. Die Kanzleigeschäfte der in den §§ 344 und 
345 vorgesehenen Kommissionen sind kalenderjährlich abwechselnd von den 
Ärztekammern und den Gebietskrankenkassen jener Länder zu führen, in denen 
die betreffende Kommission eingerichtet oder im Einzelfall einzurichten ist. Die 
Kanzleigeschäfte der Bundesschiedskommission (§ 346) sind kalenderjährlich 
abwechselnd von der Österreichischen Ärztekammer und vom Hauptverband zu 
führen. 

(7) Die Kosten der Verfahren vor den in den §§ 344, 345, 345a und 346 vor-
gesehenen Kommissionen tragen je zur Hälfte die in Betracht kommende gesetz-
liche Interessenvertretung und der beteiligte Versicherungsträger (Hauptverband). 

(7) Die Kosten der Verfahren vor den in den §§ 344 bis 346 vorgesehenen 
Kommissionen tragen je zur Hälfte die in Betracht kommende gesetzliche Inte-
ressenvertretung und der beteiligte Versicherungsträger (Hauptverband). 

 Beschwerdeverfahren 
 § 347a. Gegen einen Bescheid der Paritätischen Schiedskommissionen, der 

Landesschiedskommissionen und der Bundesschiedskommission und wegen 
Verletzung ihrer Entscheidungspflicht kann Beschwerde an das Bundesverwal-
tungsgericht erhoben werden. 

 Bundesverwaltungsgericht, Mitwirkung fachkundiger Laienrich-
ter/Laienrichterinnen 

 § 347b. (1) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts hat in Ange-
legenheiten nach § 347a durch einen Senat zu erfolgen, der aus dem/der Senats-
vorsitzenden und zwei fachkundigen Laienrichtern/Laienrichterinnen besteht. 

 (2) Der Bundeskanzler hat als Laienrichter/Laienrichterin auf Vorschlag des 
Hauptverbandes einen Ökonomen/eine Ökonomin mit spezifischen Kenntnissen 
im Gesundheits- und Sozialversicherungsbereich (Gesundheitsöko-
nom/Gesundheitsökonomin) sowie auf Vorschlag der Österreichischen Ärzte-
kammer ein zur selbstständigen Berufsausübung berechtigtes Kammermitglied 
einer Ärztekammer mit Kenntnissen im Gesundheits- und Sozialversicherungs-
bereich zu bestellen. Im Falle von Beschwerden gegen Bescheide der Paritäti-
schen Schiedskommissionen dürfen Versicherungsvertre-
ter/Versicherungsvertreterinnen und Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen jenes 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Versicherungsträgers sowie Angehörige und Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen 
jener Ärztekammer, die Vertragsparteien des Gesamtvertrages sind, auf dem ein 
streitgegenständlicher Einzelvertrag beruht, im jeweiligen Verfahren nicht Laien-
richter/Laienrichterin sein; das Gleiche gilt für Personen, die bei der Erarbeitung 
der Richtline nach § 347 Abs. 5 mitgewirkt haben, wenn in einem Verfahren die 
Richtlinie anzuwenden ist. 

 (3) Die Kosten des Verfahrens tragen je zur Hälfte die in Betracht kommen-
de gesetzliche Interessenvertretung und der beteiligte Versicherungsträger 
(Hauptverband). 

Bestimmung des Inhaltes eines Gesamtvertrages durch die Bundesschieds-
kommission 

Festsetzung des Inhaltes eines Gesamtvertrages durch die Bundesschieds-
kommission 

§ 348. (1) Auf Antrag der Österreichischen Ärztekammer oder des Haupt-
verbandes setzt die Bundesschiedskommission den Inhalt eines aufgekündigten 
Gesamtvertrages für höchstens drei Monate - gerechnet vom Tage der Entschei-
dung - fest. Dieser Antrag kann gestellt werden, wenn sechs Wochen vor Ablauf 
der Geltungsdauer des Gesamtvertrages ein neuer Gesamtvertrag nicht geschlos-
sen wurde und wenn die Geltungsdauer des aufgekündigten Gesamtvertrages 
noch nicht abgelaufen ist. Der Inhalt des festgesetzten Gesamtvertrages ist vom 
Hauptverband im Internet zu veröffentlichen. 

§ 348. (1) Auf Antrag der Österreichischen Ärztekammer oder des Haupt-
verbandes setzt die Bundesschiedskommission den Inhalt eines aufgekündigten 
Gesamtvertrages für höchstens drei Monate - gerechnet vom Tage der Entschei-
dung - fest. Dieser Antrag kann gestellt werden, wenn sechs Wochen vor Ablauf 
der Geltungsdauer des Gesamtvertrages ein neuer Gesamtvertrag nicht geschlos-
sen wurde und wenn die Geltungsdauer des aufgekündigten Gesamtvertrages 
noch nicht abgelaufen ist. Der Inhalt des festgesetzten Gesamtvertrages ist vom 
Hauptverband im Internet zu veröffentlichen. 

(2) Wenn ein Antrag gemäß Abs. 1 fristgerecht gestellt wird, dann bleibt der 
aufgekündigte Gesamtvertrag bis zur Entscheidung der Bundesschiedskommissi-
on vorläufig in Kraft. 

(2) Wenn ein Antrag gemäß Abs. 1 fristgerecht gestellt wird, dann bleibt der 
aufgekündigte Gesamtvertrag bis zur Entscheidung der Bundesschiedskommissi-
on vorläufig in Kraft. Im Falle einer Beschwerde gegen die Entscheidung der 
Bundesschiedskommission, welche von der Österreichischen Ärztekammer oder 
dem Hauptverband erhoben werden kann, bleibt der Gesamtvertrag für die allen-
falls nach Abs. 1 festgesetzte Dauer, jedenfalls aber bis zur Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts in Kraft. 

(3) Mit Ablauf der Geltungsdauer des gemäß Abs. 1 festgesetzten Gesamt-
vertrages erlöschen die von seinem Geltungsbereich erfaßten Einzelverträge. 

(3) Mit Ablauf der Geltungsdauer des gemäß Abs. 1 festgesetzten oder nach 
Abs. 2 verlängerten Gesamtvertrages erlöschen die von seinem Geltungsbereich 
erfassten Einzelverträge. 

 (4) Die Österreichische Ärztekammer und der Hauptverband sind Parteien 
des Verfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht. Ihnen kommt auch die Be-
rechtigung zu, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts Revision an 
den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gesamtvertrag Gesamtvertrag 

§ 348a. (1) und (2) … § 348a. (1) und (2) … 
(3) Der zwischen dem Hauptverband und der Österreichischen Apotheker-

kammer abzuschließende Gesamtvertrag hat nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen insbesondere folgende Gegenstände zu regeln: 

(3) Der zwischen dem Hauptverband und der Österreichischen Apotheker-
kammer abzuschließende Gesamtvertrag hat nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen insbesondere folgende Gegenstände zu regeln: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. die Entscheidung von Streitigkeiten durch einen vertraglichen Schlich-

tungsausschuß (§ 348e Abs. 2 und 3). 
 5. die Entscheidung von Streitigkeiten durch einen vertraglichen Schlich-

tungsausschuss (§§ 348c Abs. 3, 348d Abs. 3 und 4 sowie 348e Abs. 1 
bis 3). 

§ 342 Abs. 2 letzter Satz ist anzuwenden. § 342 Abs. 2 letzter Satz ist anzuwenden. 
(4) … (4) … 

Beendigung von Vertragsbeziehungen Beendigung von Vertragsbeziehungen 
§ 348c. (1) und (2) … § 348c. (1) und (2) … 
(3) Der gekündigte Apotheker kann die Teilkündigung innerhalb von zwei 

Wochen bei der Bundesschiedskommission mit Einspruch anfechten. Die Bun-
desschiedskommission hat die Kündigung für unwirksam zu erklären, wenn die in 
Abs. 1 genannten Kündigungsgründe nicht vorliegen. Der Einspruch hat bis zur 
Entscheidung der Bundesschiedskommission aufschiebende Wirkung. 

(3) Der/Die gekündigte Apotheker/Apothekerin kann die Teilkündigung in-
nerhalb von zwei Wochen beim Schlichtungsausschuss mit Einspruch anfechten. 
Der Schlichtungsausschuss hat die Kündigung für unwirksam zu erklären, wenn 
die in Abs. 1 genannten Kündigungsgründe nicht vorliegen. Der Einspruch hat 
bis zur Entscheidung des Schlichtungsausschusses aufschiebende Wirkung. Die 
Bundesschiedskommission kann in solchen Fällen erst nach Entscheidung des 
Schlichtungsausschusses und nur durch den Hauptverband oder die Österreichi-
sche Apothekerkammer innerhalb von sechs Wochen angerufen werden. Trifft 
der Schlichtungsausschuss innerhalb von sechs Monaten keine Entscheidung, so 
kann die Bundesschiedskommission auch von den Verfahrensparteien angerufen 
werden. 

§ 348d. (1) und (2) … § 348d. (1) und (2) … 
(3) Die Vertragsbeziehungen eines Apothekers (3) Die Vertragsbeziehungen eines Apothekers 
1. bis 6. … 1. bis 6. … 

sind beendet, wenn der Hauptverband innerhalb von sechs Monaten ab der Über-
nahme einer Apothekenleitung durch diesen Apotheker Einspruch gegen den 
Weiterbestand vertraglicher Beziehungen mit diesem Apotheker erhebt. Dieser 
Einspruch ist schriftlich an den Apotheker zu richten und zu begründen. Wenn der 
Apotheker binnen zwei Wochen bei der Bundesschiedskommission die Aufhe-

sind beendet, wenn der Hauptverband innerhalb von sechs Monaten ab der Über-
nahme einer Apothekenleitung durch diesen Apotheker Einspruch gegen den 
Weiterbestand vertraglicher Beziehungen mit diesem Apotheker erhebt. Dieser 
Einspruch ist schriftlich an den Apotheker zu richten und zu begründen. Wenn 
der Apotheker/die Apothekerin binnen zwei Wochen beim Schlichtungsaus-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
bung dieses Einspruches beantragt, bleiben seine Vertragsbeziehungen bis zur 
Entscheidung der Bundesschiedskommission vorläufig bestehen. Der Hauptver-
band kann das Verfahren vor der Bundesschiedskommission auch fortsetzen, 
nachdem der Apotheker wieder aus der Apothekenleitung ausgeschieden ist. 

schuss die Aufhebung des Einspruches beantragt, bleiben seine Vertragsbezie-
hungen bis zur Entscheidung des Schlichtungsausschusses vorläufig bestehen. 
Der Hauptverband kann das Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss auch 
fortsetzen, nachdem der Apotheker/die Apothekerin wieder aus der Apotheken-
leitung ausgeschieden ist. 

(4) Die Bundesschiedskommission hat bei ihrer Entscheidung über einen An-
trag des Apothekers nach Abs. 3 die Zumutbarkeit vertraglicher Beziehungen mit 
diesem Apotheker für die Krankenversicherungsträger anhand der Umstände, die 
zu einer vorangegangenen Vertragsauflösung geführt haben, des Ausmaßes der 
Beteiligung dieses Apothekers an Vertragsverstößen und der Gefahr weiterer 
Vertragsverstöße zu prüfen. Wenn die Bundesschiedskommission den Einspruch 
des Hauptverbandes nicht aufhebt, hat sie eine Frist festzusetzen, innerhalb der 
der Gesamtvertrag für den Apotheker nicht wirksam werden kann. Diese Frist 
darf fünf Jahre oder eine allenfalls längere Dauer einer Disziplinarstrafe nach § 23 
Abs. 1 lit. e des Apothekerkammergesetzes, BGBl. Nr. 152/1947, nicht überstei-
gen. 

(4) Der Schlichtungsausschuss hat bei seiner Entscheidung über einen An-
trag des Apothekers/der Apothekerin nach Abs. 3 die Zumutbarkeit vertraglicher 
Beziehungen mit diesem Apotheker/dieser Apothekerin für die Krankenversiche-
rungsträger anhand der Umstände, die zu einer vorangegangenen Vertragsauflö-
sung geführt haben, des Ausmaßes der Beteiligung dieses/dieser Apothe-
kers/Apothekerin an Vertragsverstößen und der Gefahr weiterer Vertragsverstöße 
zu prüfen. Wenn der Schlichtungsausschuss den Einspruch des Hauptverbandes 
nicht aufhebt, hat er eine Frist festzusetzen, innerhalb der der Gesamtvertrag für 
den Apotheker/die Apothekerin nicht wirksam werden kann. Diese Frist darf fünf 
Jahre oder eine allenfalls längere Dauer einer Disziplinarstrafe nach § 23 Abs. 1 
lit. e des Bundesgesetzes über die Österreichische Apothekerkammer (Apothe-
kerkammergesetz 2001), BGBl. I Nr. 111/2001, nicht übersteigen. Die Bundes-
schiedskommission kann in solchen Fällen erst nach Entscheidung des Schlich-
tungsausschusses und nur durch den Hauptverband oder die Österreichische 
Apothekerkammer innerhalb von sechs Wochen angerufen werden. Trifft der 
Schlichtungsausschuss innerhalb von sechs Monaten keine Entscheidung, so 
kann die Bundesschiedskommission auch von den Verfahrensparteien angerufen 
werden. 

(5) … (5) … 
Verfahren bei Streitigkeiten Verfahren bei Streitigkeiten 

§ 348e. (1) Zur Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten über die 
Auslegung oder über die Anwendung des bestehenden Gesamtvertrages zwischen 
dem Hauptverband oder einem Krankenversicherungsträger einerseits, der Öster-
reichischen Apothekerkammer oder der Pharmazeutischen Gehaltskasse anderer-
seits, ist die Bundesschiedskommission zuständig. 

§ 348e. (1) Zur Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten über die 
Auslegung oder über die Anwendung des bestehenden Gesamtvertrages zwi-
schen dem Hauptverband oder einem Krankenversicherungsträger einerseits, der 
Österreichischen Apothekerkammer oder der Pharmazeutischen Gehaltskasse 
andererseits, ist der Schlichtungsausschuss zuständig. Die Bundesschiedskom-
mission kann in solchen Fällen erst nach Entscheidung des Schlichtungsaus-
schusses oder wenn dieser innerhalb von sechs Monaten keine Entscheidung 
trifft und nur durch den Hauptverband oder die Österreichische Apothekerkam-
mer innerhalb von sechs Wochen angerufen werden. 

(2) Streitigkeiten, die sich aus den Vertragsbeziehungen zwischen einzelnen (2) Über Streitigkeiten, die sich aus den Vertragsbeziehungen zwischen ein-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Apothekern und den Krankenversicherungsträgern ergeben (ausgenommen Strei-
tigkeiten nach § 348c und § 348d), hat ein Schlichtungsausschuß zu entscheiden. 
Die Bundesschiedskommission kann in solchen Fällen erst nach Entscheidung des 
Schlichtungsausschusses und nur durch den Hauptverband oder die Österreichi-
sche Apothekerkammer innerhalb von sechs Wochen angerufen werden. Trifft der 
Schlichtungsausschuß nicht innerhalb von sechs Monaten eine Entscheidung, 
kann die Bundesschiedskommission auch von den Verfahrensparteien angerufen 
werden. 

zelnen Apothekern/Apothekerinnen und den Krankenversicherungsträgern erge-
ben, hat der Schlichtungsausschuss zu entscheiden. Die Bundesschiedskommis-
sion kann in solchen Fällen erst nach Entscheidung des Schlichtungsausschusses 
und nur durch den Hauptverband oder die Österreichische Apothekerkammer 
innerhalb von sechs Wochen angerufen werden. Trifft der Schlichtungsausschuss 
innerhalb von sechs Monaten keine Entscheidung, so kann die Bundesschieds-
kommission auch von den Verfahrensparteien angerufen werden. 

(3) … (3) … 
Verfahren der Bundesschiedskommission Verfahren der Bundesschiedskommission 

§ 348f. (1) Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die §§ 346 und  347 auch für das Verfahren und die Zusammensetzung der Bun-
desschiedskommission bei ihren Entscheidungen nach diesem Abschnitt. § 38 
AVG ist im Verfahren nach § 348c Abs. 3 allerdings nur mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß die Bundesschiedskommission ihr Verfahren nicht bis zur Entschei-
dung einer Vorfrage unterbrechen kann. Die Beisitzer der Interessenvertretung in 
der Bundesschiedskommission sind stets von der Österreichischen Apotheker-
kammer zu berufen. 

§ 348f. (1) Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die §§ 346 und 347 sinngemäß auch für das Verfahren und die Zusammenset-
zung der Bundesschiedskommission bei ihren Entscheidungen nach diesem Ab-
schnitt. Die Beisitzer/Beisitzerinnen der Interessenvertretung in der Bundes-
schiedskommission sind stets von der Österreichischen Apothekerkammer zu 
berufen. 

(2) Gegen Entscheidungen der Bundesschiedskommission oder im Fall ihrer 
Säumnis ist in Angelegenheiten gemäß § 348c, § 348d und § 348e Beschwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof zulässig. 

(2) Gegen Entscheidungen der Bundesschiedskommission nach diesem Ab-
schnitt und im Falle der Verletzung ihrer Entscheidungspflicht ist Beschwerde an 
das Bundesverwaltungsgericht zulässig, wobei § 347b mit der Maßgabe anzu-
wenden ist, dass die Österreichische Apothekerkammer ein zur selbstständigen 
Berufsausübung berechtigtes Kammermitglied mit Kenntnissen im Gesundheits- 
und Sozialversicherungsbereich als Laienrichter/Laienrichterin vorschlägt. 

Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Einzel- und Gesamtvertrag Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Einzel- und Gesamtvertrag 
§ 351. Die Bestimmungen der §§ 344 bis 348 gelten sinngemäß für das Ver-

tragsverhältnis zwischen den Krankenversicherungsträgern einerseits und den 
Dentisten, Hebammen und deren gesetzlichen Interessenvertretungen anderer-
seits. Soweit in diesen Bestimmungen den Ärztekammern die Berufung von Bei-
sitzern vorbehalten ist, treten an die Stelle der Ärztekammern die in Betracht 
kommenden öffentlich-rechtlichen Interessenvertretungen der Vertragspartner. 

§ 351. Die Bestimmungen der §§ 344 bis 348 gelten sinngemäß für das Ver-
tragsverhältnis zwischen den Krankenversicherungsträgern einerseits und den 
Hebammen und deren gesetzlicher Interessenvertretung andererseits. Soweit in 
diesen Bestimmungen den Ärztekammern die Berufung von Beisit-
zern/Beisitzerinnen bzw. Vorschlagsberechtigung für Laienrich-
ter/Laienrichterinnen vorbehalten ist, tritt an die Stelle der Ärztekammern die in 
Betracht kommende öffentlich-rechtliche Interessenvertretung der Hebammen. 

Entscheidung des Hauptverbandes Entscheidung des Hauptverbandes 
§ 351d. (1) Der Hauptverband hat über den Antrag auf Aufnahme in den § 351d. (1) Der Hauptverband hat schriftlich über den Antrag auf Aufnahme 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gelben oder grünen Bereich des Erstattungskodex innerhalb von 90 Tagen (wird 
auch über den Preis entschieden, innerhalb von 180 Tagen) ab Antragstellung auf 
Grundlage der Empfehlung der Heilmittel-Evaluierungs-Kommission zu ent-
scheiden. Der Fristenlauf wird gehemmt, wenn die vom vertriebsberechtigten 
Unternehmen vorzulegenden Unterlagen (zB Studien, Gutachten usw.) nicht, 
nicht vollständig oder nicht in der aktuellen Fassung vorgelegt werden. Bei der 
Entscheidung über die Aufnahme in den Erstattungskodex sind für alle Arz-
neispezialitäten die selben Prüfmaßstäbe anzulegen. 

in den gelben oder grünen Bereich des Erstattungskodex innerhalb von 90 Tagen 
(wird auch über den Preis entschieden, innerhalb von 180 Tagen) ab Antragstel-
lung auf Grundlage der Empfehlung der Heilmittel-Evaluierungs-Kommission 
im Rahmen des ihm nach diesem Bundesgesetz eingeräumten Ermessens zu 
entscheiden. Der Fristenlauf wird gehemmt, wenn die vom vertriebsberechtigten 
Unternehmen vorzulegenden Unterlagen (zB Studien, Gutachten usw.) nicht, 
nicht vollständig oder nicht in der aktuellen Fassung vorgelegt werden. Bei der 
Entscheidung über die Aufnahme in den Erstattungskodex sind für alle Arz-
neispezialitäten die selben Prüfmaßstäbe anzulegen. 

(2) Der Hauptverband hat seine Entscheidung nur dann zu begründen, wenn 
dem Antrag nicht stattgegeben wird. Der Antragsteller ist über die Möglichkeit 
der Beschwerde an die Unabhängige Heilmittelkommission sowie über die 
Rechtsmittelfristen nach § 351i Abs. 3 zu belehren. 

 

(3) … (3) … 
Änderung der Verschreibbarkeit, Preiserhöhung Änderung der Verschreibbarkeit, Preiserhöhung 

§ 351e. (1) Das vertriebsberechtigte Unternehmen kann die Änderung der 
Verschreibbarkeit seiner im gelben und grünen Bereich des Erstattungskodex 
angeführten Arzneispezialität (entweder allgemein oder nur für bestimmte Ver-
wendungen) beantragen. Der Hauptverband entscheidet über den Antrag (ein-
schließlich des Preises) innerhalb von 180 Tagen. 

§ 351e. (1) Das vertriebsberechtigte Unternehmen kann die Änderung der 
Verschreibbarkeit seiner im gelben und grünen Bereich des Erstattungskodex 
angeführten Arzneispezialität (entweder allgemein oder nur für bestimmte Ver-
wendungen) beantragen. Der Hauptverband entscheidet schriftlich über den An-
trag (einschließlich des Preises) innerhalb von 180 Tagen im Rahmen des ihm 
nach diesem Bundesgesetz eingeräumten Ermessens. 

(2) … (2) … 
Streichung aus dem Erstattungskodex Streichung aus dem Erstattungskodex 

§ 351f. (1) Der Hauptverband hat den Erstattungskodex regelmäßig darauf-
hin zu überprüfen, ob die angeführten Arzneispezialitäten den Prüfmaßstäben 
nach den §§ 31 Abs. 3 Z 12 und 351c entsprechen. Er hat eine Arzneispezialität 
aus dem Erstattungskodex zu streichen, in einen anderen Bereich zu übernehmen 
oder die Anführung auf bestimmte Verwendungen einzuschränken, wenn die 
Voraussetzungen für die Aufnahme nicht oder nur mehr für bestimmte Verwen-
dungen erfüllt sind, insbesondere weil neue pharmakologische oder medizinisch-
therapeutische oder gesundheitsökonomische Umstände eingetreten sind. Der 
Hauptverband hat vor der Entscheidung, eine Arzneispezialität aus dem Erstat-
tungskodex zu streichen oder in einen anderen Bereich zu übernehmen, dem ver-
triebsberechtigten Unternehmen Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 30 Tagen 

§ 351f. (1) Der Hauptverband hat den Erstattungskodex regelmäßig darauf-
hin zu überprüfen, ob die angeführten Arzneispezialitäten den Prüfmaßstäben 
nach den §§ 31 Abs. 3 Z 12 und 351c entsprechen. Er hat im Rahmen des ihm 
nach diesem Bundesgesetz eingeräumten Ermessens mit schriftlicher Entschei-
dung eine Arzneispezialität aus dem Erstattungskodex zu streichen, in einen 
anderen Bereich zu übernehmen oder die Anführung auf bestimmte Verwendun-
gen einzuschränken, wenn die Voraussetzungen für die Aufnahme nicht oder nur 
mehr für bestimmte Verwendungen erfüllt sind, insbesondere weil neue pharma-
kologische oder medizinisch-therapeutische oder gesundheitsökonomische Um-
stände eingetreten sind. Der Hauptverband hat vor der Entscheidung, eine Arz-
neispezialität aus dem Erstattungskodex zu streichen oder in einen anderen Be-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zu geben. Das vertriebsberechtigte Unternehmen legt dem Hauptverband auf 
Verlangen binnen 60 Tagen jene Unterlagen vor, die geeignet sind, die Zweifel 
aus pharmakologischer oder medizinisch-therapeutischer oder gesundheitsöko-
nomischer Sicht auszuräumen. Allfällige Kosten für die Erstellung diesbezügli-
cher Gutachten oder Studien trägt das vertriebsberechtigte Unternehmen. 

reich zu übernehmen, dem vertriebsberechtigten Unternehmen Gelegenheit zur 
Stellungnahme binnen 30 Tagen zu geben. Das vertriebsberechtigte Unterneh-
men legt dem Hauptverband auf Verlangen binnen 60 Tagen jene Unterlagen 
vor, die geeignet sind, die Zweifel aus pharmakologischer oder medizinisch-
therapeutischer oder gesundheitsökonomischer Sicht auszuräumen. Allfällige 
Kosten für die Erstellung diesbezüglicher Gutachten oder Studien trägt das ver-
triebsberechtigte Unternehmen. 

(2) … (2) … 
Verordnungsermächtigung, Werbeverbot Verordnungsermächtigung, Werbeverbot 

§ 351g. (1) Die nähere Organisation zur Aufnahme einer Arzneispezialität 
und das Verfahren zur Herausgabe des Erstattungskodex regelt der Hauptverband 
durch Verordnung, die der Genehmigung der Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen bedarf. Vor Genehmigung hat eine Anhörung der Wirtschaftskammer 
Österreich zu erfolgen. Diese Verfahrensordnung hat insbesondere Zahl, Qualität 
und Form der vorzulegenden Unterlagen festzulegen und Regeln darüber zu ent-
halten, in welchen Fällen weiterführende Studien notwendig sind. Die Verord-
nung ist vom Hauptverband im Internet kundzumachen. 

§ 351g. (1) Die nähere Organisation zur Aufnahme einer Arzneispezialität 
und das Verfahren zur Herausgabe des Erstattungskodex regelt der Hauptverband 
durch Verordnung, die der Genehmigung der Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen bedarf. Vor Genehmigung hat eine Anhörung der Wirtschaftskammer 
Österreich zu erfolgen. Verfahrensordnung hat insbesondere Zahl, Qualität, Form 
und Zeitpunkt der vorzulegenden Unterlagen festzusetzen und Regeln darüber zu 
enthalten, in welchen Fällen weiterführende Studien notwendig sind. Die Ver-
ordnung ist vom Hauptverband im Internet kundzumachen. 

 (1a) Anbringen einschließlich aller im Verfahren zu berücksichtigenden Un-
terlagen sind schriftlich über das Internetportal www.sozialversicherung.at ein-
zubringen. Zur Erörterung dieser Anbringen ist eine mündliche Kommunikation 
zwischen Hauptverband und vertriebsberechtigtem Unternehmen zulässig. Er-
scheint diese im Einzelfall nicht zweckmäßig, so kann der Hauptverband dem 
vertriebsberechtigten Unternehmen die schriftliche Einbringung als Anbringen 
binnen angemessener Frist auftragen. Eine mündliche Verhandlung vor dem 
Hauptverband findet nicht statt. Die Verfahrensordnung nach Abs. 1 hat Rege-
lungen über die Voraussetzungen und den Ablauf einer Anhörung vor der Heil-
mittel-Evaluierungs-Kommission für vertriebsberechtigte Unternehmen zu ent-
halten. Die Akteneinsicht erfolgt über das Internetportal 
www.sozialversicherung.at. Patentrechtliche Vorfragen sind nicht Gegenstand 
des Verfahrens vor dem Hauptverband. 

 (1b) Die §§ 69 und 70 AVG sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass die in 
den §§ 351d Abs. 1 und 351e festgelegten Fristen mit der Zustellung des Antra-
ges auf Wiederaufnahme des Verfahrens neu zu laufen beginnen. § 69 Abs. 2 
AVG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens nach Ablauf von einem Jahr ab Erlassung des Bescheides nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mehr gestellt werden kann. Der Hauptverband hat über den Antrag auf Wieder-
aufnahme des Verfahrens binnen vier Wochen zu entscheiden. 

 (1c) Die §§ 71 und 72 AVG sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass die in 
den §§ 351d Abs. 1 und 351e festgelegten Fristen mit der Zustellung des Antra-
ges auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bis zur Zustellung des die Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand bewilligenden Bescheides in ihrem Fortlauf 
gehemmt werden. Der Hauptverband hat über den Antrag auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand binnen vier Wochen zu entscheiden. 

(2) In der Verordnung nach Abs. 1 wird das Verfahren der Heilmittel-
Evaluierungs-Kommission geregelt. Dieser Kommission sind alle Anträge auf 
Aufnahme (einschließlich aller Änderungen) einer Arzneispezialität in den Erstat-
tungskodex vorzulegen. Diese Kommission ist auch anzuhören, wenn der Haupt-
verband von sich aus eine Veränderung im Erstattungskodex beabsichtigt. Die 
Kommission hat dem Hauptverband insbesondere zu empfehlen, 

(2) In der Verordnung nach Abs. 1 wird das Verfahren der Heilmittel-
Evaluierungs-Kommission geregelt. Dieser Kommission sind alle Anträge auf 
Aufnahme (einschließlich aller Änderungen) einer Arzneispezialität in den Er-
stattungskodex vorzulegen. Diese Kommission ist auch anzuhören, wenn der 
Hauptverband von sich aus eine Veränderung im Erstattungskodex beabsichtigt. 
Die Kommission hat dem Hauptverband insbesondere zu empfehlen, 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
Die Empfehlungen der Heilmittel-Evaluierungs-Kommission haben den Kriterien 
der Wissenschaft, der Transparenz und der gesundheitsökonomischen Bewertun-
gen zu entsprechen. 

Die Empfehlungen der Heilmittel-Evaluierungs-Kommission haben den Kriterien 
der Wissenschaft, der Transparenz und der gesundheitsökonomischen Bewertun-
gen zu entsprechen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(3) … (3) … 
(4) Der Hauptverband hat durch Verordnung pauschalierte Kostenersätze für 

die Kosten der Verfahren nach den §§ 351c Abs. 1 und 351e festzusetzen. Die 
Höhe der pauschalierten Kostenersätze hat sich nach den Kosten eines durch-
schnittlichen Verfahrens zu richten, wobei jedenfalls zwischen Verfahren zur 
Aufnahme einer Arzneispezialität in den Erstattungskodex und Verfahren zur 
Änderung der Verschreibbarkeit oder zur Preiserhöhung der im Erstattungskodex 
angeführten Arzneispezialitäten zu unterscheiden ist. Die Antragstel-
ler/Antragstellerinnen haben die Kostenersätze gleichzeitig mit der Antragstellung 
an den Hauptverband zu entrichten, anderenfalls der Antrag als unvollständig gilt. 
Die Verordnung ist im Internet zu veröffentlichen. 

(4) Der Hauptverband hat durch Verordnung pauschalierte Kostenersätze 
für die Kosten der Verfahren nach den §§ 351c Abs. 1 und 351e festzusetzen. 
Die Höhe der pauschalierten Kostenersätze hat sich nach den Kosten eines 
durchschnittlichen Verfahrens zu richten, wobei jedenfalls zwischen Verfahren 
zur Aufnahme einer Arzneispezialität in den Erstattungskodex und Verfahren zur 
Änderung der Verschreibbarkeit oder zur Preiserhöhung der im Erstattungskodex 
angeführten Arzneispezialitäten zu unterscheiden ist. Die Antragstel-
ler/Antragstellerinnen haben die Kostenersätze gleichzeitig mit der Antragstel-
lung an den Hauptverband zu entrichten, anderenfalls der Antrag als unvollstän-
dig gilt. Die Verordnung ist im Internet zu veröffentlichen. Der V. Teil des AVG 
über die Kosten ist nicht anzuwenden. 

(5) … (5) … 
Einrichtung und Zusammensetzung der Unabhängigen Heilmittelkommissi-

on 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht im Zusammenhang mit dem 

Erstattungskodex 
§ 351h. (1) Zur Überprüfung der Entscheidungen des Hauptverbandes über § 351h. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die Aufnahme von Arzneispezialitäten in den Erstattungskodex ist beim Bundes-
ministerium für soziale Sicherheit und Generationen eine Unabhängige Heilmit-
telkommission einzurichten. 

 1. über Beschwerden des vertriebsberechtigten Unternehmens, 
 a) dessen Antrag auf Aufnahme einer Arzneispezialität in den gelben 

oder grünen Bereich des Erstattungskodex (teilweise) ab- oder zu-
rückgewiesen wurde oder 

 b) über dessen Antrag nicht fristgerecht (§ 351d Abs. 1) entschieden 
wurde; 

 2. über Beschwerden des vertriebsberechtigten Unternehmens, dessen 
Arzneispezialität aus dem Erstattungskodex gestrichen bzw. von Amts 
wegen aufgenommen wird. 

(2) Die Unabhängige Heilmittelkommission besteht aus einem Richter (einer 
Richterin) des Obersten Gerichtshofes oder eines Oberlandesgerichtes als Vorsit-
zendem (als Vorsitzender) und sieben BeisitzerInnen. Die Mitglieder werden 
jeweils für eine Amtsdauer von fünf Jahren bestellt. Sachverhalte, die ein Nahe-
verhältnis zur Sozial- oder Privatversicherung oder zu Pharmaunternehmen be-
gründen könnten, sind vor der Bestellung sowie nach ihrem Eintreten gegenüber 
dem Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen und den nach Abs. 3 
vorschlagsberechtigten Stellen offen zu legen. Wer befangen ist, hat sich im kon-
kreten Verfahren jeglicher Tätigkeit zu enthalten. 

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet auch über Beschwerden des 
vertriebsberechtigten Unternehmens gegen Entscheidungen des Hauptverbandes, 
mit denen Anträge nach einer Änderung der Verschreibbarkeit oder nach einer 
Preiserhöhung von Arzneispezialitäten (teilweise) ab- oder zurückgewiesen wur-
den, oder wenn über diese Anträge nicht fristgerecht (§ 351e Abs. 1 und 2) ent-
schieden wurde. 

(3) Der (die) Vorsitzende der Unabhängigen Heilmittelkommission wird 
vom Bundesminister für Justiz bestellt. Als Beisitzer(innen) gehören der Unab-
hängigen Heilmittelkommission jeweils ein(e) von den nachfolgenden Organisa-
tionen vorgeschlagene(r) Vertreter(in) an: 

(3) Beschwerden nach Abs. 1 und 2 sind binnen vier Wochen nach Zustel-
lung der Entscheidung des Hauptverbandes beim Hauptverband über das Inter-
netportal www.sozialversicherung.at einzubringen. Eine Beschwerdevorent-
scheidung und eine Nachholung des Bescheides nach den §§ 14 bis 16 des Ver-
waltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013, sind unzu-
lässig. Der Hauptverband hat dem Bundesverwaltungsgericht unverzüglich die 
Beschwerde unter Anschluss der Verfahrensakten vorzulegen. Dem Hauptver-
band steht es frei, binnen vier Wochen ab Einbringung der Beschwerde eine 
Stellungnahme an das Bundesverwaltungsgericht abzugeben. Die Beschwerden 
haben aufschiebende Wirkung; Beschwerden gegen die Streichung einer Arz-
neispezialität nach § 351c Abs. 10 Z 1 aus dem grünen Bereich des Erstattungs-
kodex haben aufschiebende Wirkung im Ausmaß von 90 Tagen ab Einbringung 
der Beschwerde. Beschwerden gegen die Streichung einer Arzneispezialität auf 
Grund mangelnder Erstattungsfähigkeit (§ 351c Abs. 2 und 4) haben keine auf-
schiebende Wirkung. § 13 Abs. 2 VwGVG ist nicht anzuwenden. 

1. Österreichische Pharmakologische Gesellschaft,  
2. Österreichische Ärztekammer,  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
3. Österreichische Apothekerkammer,  
4. Wirtschaftskammer Österreich,  
5. Gesundheit Österreich GmbH,  
6. Bundesarbeitskammer,  
7. Hauptverband.  

Die Beisitzer(innen) sowie jeweils ein(e) Stellvertreter(in) werden von der Bun-
desministerin für Gesundheit und Frauen bestellt und haben über die erforderli-
chen Zeitressourcen zur Ausübung ihres Amtes zu verfügen. 

 

(4) Für den (die) Vorsitzende(n) und die BeisitzerInnen sind gleichzeitig mit 
ihrer Bestellung und auf dieselbe Weise Stellvertreter(innen) zu bestellen. Der 
(die) jeweilige Stellvertreter(in) hat das Mitglied der Unabhängigen Heilmittel-
kommission, zu dessen Vertretung er (sie) bestellt wurde, zu vertreten, wenn 
dieses an der Ausübung seiner Funktion in der Unabhängigen Heilmittelkommis-
sion verhindert ist. 

(4) In der Beschwerde oder in der Stellungnahme nach Abs. 3 können sich 
das vertriebsberechtigte Unternehmen und der Hauptverband nur auf Tatsachen 
und Beweise beziehen, die zum Zeitpunkt der Entscheidung des Hauptverbandes 
vom vertriebsberechtigten Unternehmen oder vom Hauptverband bereits einge-
bracht worden sind. Das Vorbringen neuer Tatsachen und Beweise im Be-
schwerdeverfahren ist nur zur Stützung oder zur Widerlegung der in der ersten 
Instanz rechtzeitig vorgebrachten Tatsachen und Beweise zulässig. Solche neuen 
Tatsachen und Beweise dürfen überdies nur dann berücksichtigt werden, wenn 
diese entweder in der Beschwerde oder der Stellungnahme des Hauptverbandes 
nach Abs. 3 bereits eingebracht wurden. Diese Stellungnahme des Hauptverban-
des ist vom Bundesverwaltungsgericht als Bestandteil der Begründung der Ent-
scheidung des Hauptverbandes nach Abs. 3 erster Satz zu berücksichtigen. Eine 
Einschränkung oder Klarstellung des Antragbegehrens ist ausgeschlossen. Zum 
Ergebnis eines vom Bundesverwaltungsgericht durchgeführten allfälligen neuen 
Beweisverfahrens ist den Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Patentrechtliche Vorfragen sind nicht Gegenstand des Verfahrens vor dem Bun-
desverwaltungsgericht. 

(5) Die Mitglieder der Unabhängigen Heilmittelkommission und ihre Stell-
vertreter(innen) sind in Ausübung ihres Amtes unabhängig und weisungsfrei; sie 
sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Entscheidungen der Unabhängigen 
Heilmittelkommission unterliegen weder der Aufhebung noch der Änderung im 
Verwaltungsweg. Der Bundesminister für Gesundheit hat das Recht, sich über 
alle Gegenstände der Geschäftsführung zu unterrichten. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat die Entscheidung des Hauptverban-
des im Falle des Vorliegens der Voraussetzungen nach § 28 Abs. 2 VwGVG bei 
Rechtswidrigkeit abzuändern. Der Hauptverband hat im Falle einer Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts nach § 28 Abs. 4 VwGVG innerhalb von 120 
Tagen nach Zustellung der Aufhebungsentscheidung neu zu entscheiden, widri-
genfalls der Antrag als angenommen gilt oder die Arzneispezialität wieder in den 
Erstattungskodex aufzunehmen ist oder die Einschränkung der Verschreibbarkeit 
aufzuheben ist. Für die Zeit der Einholung eines Gutachtens eines/einer unab-
hängigen Experten/Expertin auf Betreiben des antragstellenden vertriebsberech-

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
2167 der B

eilagen X
X

IV
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

17 von 23 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
tigten Unternehmens nach Maßgabe der Verordnung nach § 351g wird der Lauf 
der Frist von 120 Tagen gehemmt. Wird jedoch eine Entscheidung des Haupt-
verbandes aufgehoben, mit der ein Antrag wegen mangelnder Erstattungsfähig-
keit (§ 351c Abs. 2 und 4) der Arzneispezialität nach § 351c Abs. 1 abgewiesen 
wurde, beginnt mit dem Tag der Zustellung der Aufhebungsentscheidung an den 
Hauptverband die Frist nach § 351c Abs. 1 neu zu laufen. 

(6) Ein Mitglied der Unabhängigen Heilmittelkommission ist vom bestellen-
den Bundesminister seines Amtes zu entheben, wenn die Bestellungsvorausset-
zungen nach Abs. 2 nicht mehr vorliegen oder wenn das Mitglied 

 

 1. dies beantragt oder  
 2. seine Pflichten nicht erfüllt oder nicht in der Lage ist, seine Pflichten zu 

erfüllen. 
 

Aufgaben der Unabhängigen Heilmittelkommission Bundesverwaltungsgericht, Mitwirkung fachkundiger Laienrich-
ter/Laienrichterinnen 

§ 351i. (1) Die Unabhängige Heilmittelkommission entscheidet 
 1. über Beschwerden des Antragstellers, 
 a) dessen Antrag auf Aufnahme einer Arzneispezialität in den gelben 

oder grünen Bereich des Erstattungskodex (teilweise) abgelehnt wurde 
oder 

 b) über dessen Antrag nicht fristgerecht (§ 351d Abs. 1) entschieden 
wurde; 

 2. über Beschwerden des vertriebsberechtigten Unternehmens, dessen Arz-
neispezialität aus dem Erstattungskodex gestrichen werden soll. 

§ 351i. (1) In Angelegenheiten nach § 351h hat die Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts durch einen Senat zu erfolgen, der aus dem/der Senats-
vorsitzenden und vier fachkundigen Laienrichtern/Laienrichterinnen besteht, 
wobei zwei davon Fachärzte/Fachärztinnen für Pharmakologie und Toxikologie 
oder Fachärzte/Fachärztinnen mit dem Additivfach klinische Pharmakologie und 
zwei Ökonomen/Ökonominnen mit spezifischen Kenntnissen im Gesundheits- 
und Sozialversicherungsbereich (Gesundheitsökono-
men/Gesundheitsökonominnen) sind. Für die fachkundigen Laienrich-
ter/Laienrichterinnen ist je ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin auf dieselbe 
Weise zu bestellen. 

(2) Die Unabhängige Heilmittelkommission entscheidet auch über Be-
schwerden des vertriebsberechtigten Unternehmens gegen Entscheidungen des 
Hauptverbandes, mit denen Forderungen nach einer Änderung der Verschreibbar-
keit oder nach einer Preiserhöhung von Arzneispezialitäten abgelehnt wurden, 
oder wenn über diese Forderungen nicht fristgerecht (§ 351d Abs. 1) entschieden 
wurde. 

(2) Die vier fachkundigen Laienrichter/Laienrichterinnen werden vom Bun-
deskanzler auf Vorschlag des Bundesministers für Gesundheit bestellt. Der Bun-
desminister für Gesundheit hat hierfür Vorschläge der Bundesarbeitskammer und 
der Wirtschaftskammer Österreich einzuholen. Die Bundesarbeitskammer und 
die Wirtschaftskammer Österreich haben in ihren Vorschlägen je zwei Fachärz-
te/Fachärztinnen für Pharmakologie und Toxikologie oder Fachärz-
te/Fachärztinnen mit dem Additivfach klinische Pharmakologie sowie je zwei 
Gesundheitsökonomen/Gesundheitsökonominnen namhaft zu machen. 

(3) Beschwerden nach den Abs. 1 und 2 sind binnen 30 Tagen nach Zustel-
lung der Entscheidung des Hauptverbandes bei der Unabhängigen Heilmittel-
kommission einzubringen. Gleichzeitig sind die Beschwerden dem Hauptverband 

(3) Sachverhalte, die ein Naheverhältnis zur Sozial- oder Privatversicherung 
oder zu Pharmaunternehmen begründen könnten, sind vor der Bestellung sowie 
nach ihrem Eintreten gegenüber dem Bundesverwaltungsgericht und dem Bun-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zur Kenntnis zu bringen. Die Beschwerden haben aufschiebende Wirkung; Be-
schwerden gegen die Streichung einer Arzneispezialität nach § 351c Abs. 10 Z 1 
aus dem grünen Bereich des Erstattungskodex haben aufschiebende Wirkung im 
Ausmaß von 90 Tagen ab Einbringung der Beschwerde. Beschwerden gegen die 
Streichung einer Arzneispezialität auf Grund mangelnder Erstattungsfähigkeit 
(§ 351c Abs. 2 und 4) haben keine aufschiebende Wirkung. Sie können sich nur 
auf Sachverhalte und Umstände beziehen, die zum Zeitpunkt der Entscheidung 
des Hauptverbandes vom vertriebsberechtigten Unternehmen oder vom Haupt-
verband bereits eingebracht worden sind. Die Unabhängige Heilmittelkommission 
darf sich bei ihrer Entscheidungsfindung nicht auf Sachverhalte und Umstände 
stützen, die nach der Entscheidung des Hauptverbandes vom vertriebsberechtigten 
Unternehmen oder vom Hauptverband eingebracht werden. Allfällige Fragen 
patentrechtlicher Art sind nicht Gegenstand des Verfahrens vor der Unabhängigen 
Heilmittelkommission. 

desminister für Gesundheit offen zu legen. Mitglieder der Heilmittel-
Evaluierungs-Kommission nach § 351g Abs. 3 und Arbeitneh-
mer/Arbeitnehmerinnen des Hauptverbandes sind als Laienrich-
ter/Laienrichterinnen (Stellvertreter/Stellvertreterinnen) ausgeschlossen. 

(4) Die Unabhängige Heilmittelkommission hat die Entscheidung des 
Hauptverbandes, mit der 
 1. der Antrag auf Aufnahme in den gelben oder grünen Bereich des Erstat-

tungskodex (teilweise) abgelehnt wurde oder 
 2. eine Arzneispezialität aus dem Erstattungskodex gestrichen werden soll 

oder 
 3. die Verschreibbarkeit einer Arzneispezialität geändert werden soll, 
aufzuheben, wenn der Hauptverband im Verfahren sein Ermessen überschritten 
oder nicht nachvollziehbar ausgeübt hat; dabei sind alle in der Beschwerde vorge-
brachten Argumente zu würdigen. Der Hauptverband hat sodann innerhalb von 
120 Tagen nach Zustellung der Aufhebungsentscheidung neu zu entscheiden, 
widrigenfalls der Antrag als angenommen gilt oder die Arzneispezialität wieder in 
den Erstattungskodex aufzunehmen ist oder die Einschränkung der Verschreib-
barkeit aufzuheben ist. Für die Zeit der Einholung eines Gutachtens eines/einer 
unabhängigen Experten/Expertin auf Betreiben des antragstellenden vertriebsbe-
rechtigten Unternehmens nach Maßgabe der Verordnung nach § 351g wird der 
Lauf der Frist von 120 Tagen gehemmt. Wird jedoch eine Entscheidung des 
Hauptverbandes auf Grund mangelnder Erstattungsfähigkeit (§ 351c Abs. 2 und 
4) einer Arzneispezialität nach § 351c Abs. 1 aufgehoben, beginnt mit dem Tag 
der Zustellung der Aufhebungsentscheidung an den Hauptverband die Frist nach 
§ 351c Abs. 1 neu zu laufen. Der Hauptverband ist bei seiner neuerlichen Ent-
scheidung an die in der Aufhebungsentscheidung geäußerte Auffassung der Un-
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abhängigen Heilmittelkommission gebunden. 

(5) Die Unabhängige Heilmittelkommission entscheidet auf Antrag selbst 
über die Aufnahme einer Arzneispezialität in den Erstattungskodex, wenn der 
Hauptverband nicht fristgerecht entschieden hat. Die Unabhängige Heilmittel-
kommission hat innerhalb von 180 Tagen nach Einlangen dieses Antrages zu 
entscheiden, widrigenfalls der Antrag als angenommen gilt. 

 

(6) Die Unabhängige Heilmittelkommission ist beschlussfähig, wenn der 
(die) Vorsitzende und mindestens vier andere Mitglieder anwesend sind. Sie trifft 
ihre Entscheidungen mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des (der) Vorsitzenden oder seines (ihres) Stellvertreters (ihrer/seiner 
Stellvertreterin) den Ausschlag. 

 

Sitzungen der Unabhängigen Heilmittelkommission Kostentragung im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
§ 351j. (1) Die Unabhängige Heilmittelkommission wird vom (von der) Vor-

sitzenden, der (die) auch die Sitzungen zu leiten hat, nach Bedarf einberufen. 
Über jede Sitzung ist ein Protokoll zu führen. 

§ 351j. (1) Die Kosten des Verfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht 
werden durch einen pauschalierten Kostenersatz in der Höhe von 2 620 Euro 
abgegolten. Den Kostenersatz hat diejenige Partei des Beschwerdeverfahrens zu 
tragen, die im Beschwerdeverfahren unterlegen ist. Im Falle eines teilweisen 
Unterliegens ist der Kostenersatz von beiden Parteien zur Hälfte zu tragen. In 
Verfahren bei Verletzung der Entscheidungspflicht durch den Hauptverband hat 
den Kostenersatz jedenfalls der Hauptverband zu tragen, wenn nicht die Be-
schwerde mangels Säumigkeit zurückgewiesen wird. 

(2) Die Tagesordnung und die Sitzungsunterlagen sind den Mitgliedern spä-
testens 30 Tage vor der Sitzung zu übermitteln. 

(2) Der Bundeskanzler und der Bundesminister für Finanzen sind ermäch-
tigt, den Kostenersatz durch Verordnung neu festzusetzen, sobald und soweit 
sich der von der Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarte Verbraucher-
preisindex 2010 oder ein an dessen Stelle tretender Index gegenüber der für Jän-
ner 2013 verlautbarten und in der Folge gegenüber der der letzten Festsetzung 
zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 10% geändert hat. Der neue Betrag ist 
aus dem im ersten Satz genannten Betrag im Verhältnis der Veränderung der für 
Jänner 2013 verlautbarten Indexzahl zu der für die Neufestsetzung maßgebenden 
Indexzahl zu berechnen, jedoch auf ganze zehn Euro kaufmännisch auf- oder 
abzurunden. Für die Erhebung des festgestellten Kostenersatzes ist das Finanz-
amt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zuständig. 

(3) Die Bürogeschäfte der Unabhängigen Heilmittelkommission sind vom 
Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen zu führen. 

 

(4) Die Sitzungen der Unabhängigen Heilmittelkommission sind öffentlich.  
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Bei der Behandlung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen kann der (die) 
Vorsitzende die Öffentlichkeit ausschließen. 

(5) Die Unabhängige Heilmittelkommission gibt sich eine Geschäftsord-
nung, in der die Organisation so zu regeln ist, dass sie den Anforderungen des 
Art. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention entspricht. Sie bedarf der 
Genehmigung des Bundesministers für soziale Sicherheit und Generationen und 
ist vom Hauptverband im Internet zu veröffentlichen. Auf das Verfahren vor der 
Unabhängigen Heilmittelkommission sind die Vorschriften des AVG anzuwen-
den, soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt wird. 

 

(6) Die Mitglieder der Unabhängigen Heilmittelkommission haben Anspruch 
auf eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Vergütung, deren Höhe 
vom Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen festzulegen ist. 

 

(7) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen ist berechtigt, durch 
Verordnung pauschalierte Kostenersätze für die Kosten des Verfahrens vor der 
Unabhängigen Heilmittelkommission festzusetzen. Deren Höhe hat sich nach den 
Kosten eines durchschnittlichen Verfahrens zu richten, wobei jedenfalls zwischen 
Verfahren nach § 351i Abs. 1 Z 1 und 2 zu unterscheiden ist. Barauslagen sind 
unabhängig von den festgelegten Kostenersätzen nach § 76 AVG zu behandeln. 
Die Kostenersätze und Barauslagen hat diejenige Partei des Beschwerdeverfah-
rens zu tragen, die im Beschwerdeverfahren unterlegen ist. In Verfahren nach 
§ 351i Abs. 5 hat die Kostenersätze jedenfalls der Hauptverband zu tragen, wenn 
nicht die Beschwerde mangels Säumigkeit zurückgewiesen wird. 

 

Vollzug des Bundesgesetzes Vollzug des Bundesgesetzes 
§ 545. (1) bis (8) … § 545. (1) bis (8) … 
 (9) Mit der Vollziehung des § 351j Abs. 2 in der Fassung des Bundesgeset-

zes BGBl. I Nr. xx/2013 ist der Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen betraut. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 
(81. Novelle) 

 § 674. (1) Die §§ 343 Abs. 1b und 4, 343d Abs. 2, 345 bis 348 samt Über-
schriften, 348a Abs. 3 Z 5, 348c Abs. 3, 348d Abs. 3 und 4, 348e Abs. 1 und 2, 
348f, 351 samt Überschrift, 351d Abs. 1, 351e Abs. 1, 351f Abs. 1, 351g Abs. 1 
bis 2 und 4, 351h bis 351j samt Überschriften sowie 545 Abs. 9 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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 (2) Die §§ 344 Abs. 3 und 4, 345a sowie 351d Abs. 2 treten mit Ablauf des 

31. Dezember 2013 außer Kraft. 
 (3) Die Vorschläge der Bundesarbeitskammer und der Wirtschaftskammer 

für Laienrichter/Laienrichterinnen nach § 351i Abs. 2 sind dem Bundesministeri-
um für Gesundheit bis spätestens 30. September 2013 zu übermitteln 

Artikel 2 
Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Beziehungen zu den Vertragspartnern Beziehungen zu den Vertragspartnern 
§ 193. Hinsichtlich der Beziehungen des Versicherungsträgers zu den Ärz-

ten/Ärztinnen, Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten/Dentistinnen, Hebammen, 
Apothekern/Apothekerinnen, freiberuflich tätigen klinischen Psycholo-
gen/Psychologinnen bzw. freiberuflich tätigen Psychotherapeu-
ten/Psychotherapeutinnen, freiberuflich tätigen Heilmasseuren/Heilmasseurinnen, 
Gruppenpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertragspart-
nern/Vertragspartnerinnen gelten die Bestimmungen des Sechsten Teiles des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

§ 193. Hinsichtlich der Beziehungen des Versicherungsträgers zu den Ärz-
ten/Ärztinnen, Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten/Dentistinnen, Hebammen, 
Apothekern/Apothekerinnen, freiberuflich tätigen klinischen Psycholo-
gen/Psychologinnen bzw. freiberuflich tätigen Psychotherapeu-
ten/Psychotherapeutinnen, freiberuflich tätigen Heilmasseu-
ren/Heilmasseurinnen, Gruppenpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertrags-
partnern/Vertragspartnerinnen gelten die Bestimmungen des Sechsten Teiles des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. die für jedes Land gemäß den §§ 345 und 345a des Allgemeinen Sozial-

versicherungsgesetzes errichteten Kommissionen bzw. die gemäß § 346 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes errichtete Bundesschieds-
kommission auch zuständig ist, wenn am Verfahren der Versicherungs-
träger beteiligt ist; 

 5. die für jedes Land gemäß den §§ 344 und 345 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes errichteten Kommissionen bzw. die gemäß § 346 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes errichtete Bundesschieds-
kommission auch zuständig ist, wenn am Verfahren der Versicherungs-
träger beteiligt ist; 

 6. …  6. … 
 Schlussbestimmung zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 

 § 350. § 193 Z 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 
tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Artikel 3 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Beziehungen zu den Vertragspartnern Beziehungen zu den Vertragspartnern 
§ 181. Hinsichtlich der Beziehungen des Versicherungsträgers zu den Ärz-

ten/Ärztinnen, Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten/Dentistinnen, Hebammen, 
Apothekern/Apothekerinnen, freiberuflich tätigen klinischen Psycholo-
gen/Psychologinnen bzw. freiberuflich tätigen Psychotherapeu-
ten/Psychotherapeutinnen, freiberuflich tätigen Heilmasseuren/Heilmasseurinnen, 
Gruppenpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertragspart-
nern/Vertragspartnerinnen gelten die Bestimmungen des Sechsten Teiles des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

§ 181. Hinsichtlich der Beziehungen des Versicherungsträgers zu den Ärz-
ten/Ärztinnen, Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten/Dentistinnen, Hebammen, 
Apothekern/Apothekerinnen, freiberuflich tätigen klinischen Psycholo-
gen/Psychologinnen bzw. freiberuflich tätigen Psychotherapeu-
ten/Psychotherapeutinnen, freiberuflich tätigen Heilmasseu-
ren/Heilmasseurinnen, Gruppenpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertrags-
partnern/Vertragspartnerinnen gelten die Bestimmungen des Sechsten Teiles des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. die für jedes Land gemäß den §§ 345 und 345a des Allgemeinen Sozial-

versicherungsgesetzes errichteten Kommissionen bzw. die gemäß § 346 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes errichtete Bundesschieds-
kommission auch zuständig ist, wenn am Verfahren der Versicherungs-
träger beteiligt ist; 

 5. die für jedes Land gemäß den §§ 344 und 345 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes errichteten Kommissionen bzw. die gemäß § 346 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes errichtete Bundesschieds-
kommission auch zuständig ist, wenn am Verfahren der Versicherungs-
träger beteiligt ist; 

 6. …  6. … 
 Schlussbestimmung zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 

 § 342. § 181 Z 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 
tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 

Artikel 4 
Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 

§ 128. Hinsichtlich der Beziehungen der Versicherungsanstalt zu den Ärz-
ten/Ärztinnen, Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten/Dentistinnen, Hebammen, 
Apothekern/Apothekerinnen, freiberuflich tätigen klinischen Psycholo-
gen/Psychologinnen, freiberuflich tätigen Psychotherapeu-
ten/Psychotherapeutinnen, freiberuflich tätigen Heilmasseuren/Heilmasseurinnen, 
Pflegepersonen, die medizinische Hauskrankenpflege nach § 71 erbringen, Grup-
penpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertragspartnern/Vertragspartnerinnen 

§ 128. Hinsichtlich der Beziehungen der Versicherungsanstalt zu den Ärz-
ten/Ärztinnen, Zahnärzten/Zahnärztinnen, Dentisten/Dentistinnen, Hebammen, 
Apothekern/Apothekerinnen, freiberuflich tätigen klinischen Psycholo-
gen/Psychologinnen, freiberuflich tätigen Psychotherapeu-
ten/Psychotherapeutinnen, freiberuflich tätigen Heilmasseu-
ren/Heilmasseurinnen, Pflegepersonen, die medizinische Hauskrankenpflege 
nach § 71 erbringen, Gruppenpraxen, Krankenanstalten und anderen Vertrags-
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gelten die Bestimmungen des Sechsten Teiles des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

partnern/Vertragspartnerinnen gelten die Bestimmungen des Sechsten Teiles des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß 

1. … 1. … 
 2. die für jedes Land gemäß den §§ 344, 345 und 345a des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes errichteten Kommissionen und die gemäß 
§ 346 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes errichtete Bundes-
schiedskommission auch zuständig ist, wenn am Verfahren die Versiche-
rungsanstalt öffentlich Bediensteter beteiligt ist. 

 2. die für jedes Land gemäß den §§ 344 und 345 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes errichteten Kommissionen und die gemäß § 346 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes errichtete Bundesschieds-
kommission auch zuständig ist, wenn am Verfahren die Versicherungs-
anstalt öffentlich Bediensteter beteiligt ist. 

 Schlussbestimmung zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 
 § 234. § 128 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2013 

tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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